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1884er Looſe 109. 


ſtimmt worden, daß jene Dominialbeſitzer für den 


Bierteljäbriger Abonnementspreis 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb incl. Porto 
2 Thaler 11%, Sgr. Inſertionsgebühr für den 
Raum einer fünftheiligen Zeile in Petitſchriſt 
1% Sgr. 


Vireslauer 


CGG FT 2 


Itilung. 


Expedition: Hertenſtraße u EU. 
Außerdem übernehmen alle Poſt⸗Anſtalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einma! 


erſcheint. 


Mittagblatt. 


Mittwoch den 29. April 1857. 


Je 198 


— 


Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 
Wien, 28. April. Die heutige „Oeſterreichiſche Corre⸗ 
ſpondenz“ meldet, daß in Folge allerhöchiter Eutſchließung 


eine Unterſuchung angeordnet werden ſolle, ob mit Nückficht 


auf die Verhältniſſe des Geldmarktes neue Aktien⸗unterneh⸗ 
mungen nicht lieber zu ſiſtiren ſeien. Ein befriedigendes Er⸗ 


gebniß ſei bald zu erwarten. 1 

Paris, 28. April, Nam, 3 uhr. An der Börſe hieß es, daß die 
Steuer auf Mobiliarwerthe eine höhere fein werde. Die 3pGt, eröffnete zu 
69, 15, wich auf 68, 90 und ſchloß ſehr matt zur Notiz. Die Rente pro 
Mai wurde zu 69, 40 gehandelt. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93, 
von Mittags 1 Uhr 92% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 

3pGt. Rente 68, 95. 4½ pCt. Rente 91, 50. Eredit⸗Mobllier⸗Aktien 
1310. Zyt. Spanier 387. [pt. Spanier 25. Silber ⸗ Anleihe 90 
Oeſterr. Stagts⸗Eiſenbahn⸗Aktien 707. Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 630, 
Franz⸗Joſeph 500. x 

London, 28. April, Nachmittags 3 Uhr. Silber 61%, Couſols 
92%. pet. Spanier 24%. Mexikaner 23%. Sardinier 90%. 5pGt. 
Ruſſen 105. 4½ pCt. Rufen 96. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8% Sh. 
Wien 10 Fl. 30 Kr. 

Mit dem eingetroffenen Dampfer „Aſia“ iſt die Meldung eingegangen, 
daß der Steamer „Borulfia” in New: York angekommen ſei. 

Wien, 28. April, Mittags 12% Uhr. Aktien angeboten und weichend, 
Fonds behauptet. 

Silber = Anleihe 92. 


pt. Metalliques 83. 4½ pt. Metalliques 
72%. „Bank: Aktien 982. 


Bank: Inter.» Scheine —, Nordbahn 205. 
! National⸗Anl. 84%, Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 215%. 
Eredit⸗Aktien 242, London 10, 11. Hamburg 77%. Paris 121%. 
Gold 7%. Silber 5. Eliſabetbahn 100. Lombardiſche Eiſenbahn 114. 
Theißbahn 100. Gentralbahn —. 

Frankfart a. M., 28. April, Nachm. 24 Uhr. Die meiften Fonds 
und Aktien flauer. Schluß⸗Cour ſe: 


Wiener Wechſel 113. Spot. Metalliques 77%. 4½ St. Metalligues 
6817. 88er Lose (day. ve ge ſtecr. National-Anleihe 79%. Defterr. 


Bank⸗Antheile 1118 


Ö 3, 2 i 244} . err. 
Franzöſ. Stasts⸗Eiſenbahn⸗ Aktien 244% Rhein- Kahe⸗ 


Deſterr. Eredit⸗ Aktien 169%. Oeſterr. Eliſabetbahn 196 . 


> urg, 28, April, Nachmittags 2 Uhr. BBörfe flau, beſonders für 


. b 

öſterdechiſche Kredit⸗Aktien bei lebhaftem Umſatze. Schluß⸗Courſe: 
Oeſterreich. Loofe —, Oeſterreich. Gredit⸗Aktien 125. Oeſterreichiſche 

Eiſenb.⸗Aktien — Bereinsbank 98. Norddeutſche Bank 94. Wien 79%. 
Hamburg, 28. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, ab aus: 

wärts unverändert. Roggen loco unverändert, ab Königsberg pro Juni 

5 8 zu 74 zu haben. Kaufluſt geringer. Oel loco 33, pro Frühjahr 


pro Herbſt 29%. Kaſſee unverändert. 
„set, re, ir aummolle,] 5000 Ballen Umſatz. 


— 


Telegraphiſche Nachrichten. b 

Paris, 27. April. Großfürſt Konſtantin iſt in Marſeille angekommen. 
Die ihm zu Ehren hier ſtattfindende Heerſchau iſt auf den 6. Mai anbe⸗ 
5 Fünfzigtauſend Mann aller Waffengattungen ſollen daran 
theilnehmen. 

Depeſchen aus Kopenhagen melden, daß der König die Idee einer Thron⸗ 
entſagung beharrlich von fi weißt. * 

Die neueſten Nachrichten aus Bern geben Anlaß zu den gegründetſten 
Hoffnungen. \ (Preſſe.) 

Paris, 27. April. Das „Siecle“ enthält eine Korreſpondenz aus Neapel, 
welcher zufolge dort die Bedrückungs⸗Maßregeln verdoppelt worden, und die 
Geſandten Preußens, Oeſterreichs und Rußlands Neapel verlaſſen werden, 
um nicht durch ihre Gegenwart jene Maßregeln gut zu heißen. 


Preuſ en. 
Landtags: Verhandlungen. 


2 Haus der Abgeordneten. 53. Sitzung am 28. April. 

Beginn 11 Uhr. Präſident Graf Eulenburg. Am Miniftertifche die 
un let Scan kur 8 v. Bodelſchwingh, fpäter von 

nteu „ Gr alderſee. 

Man beginnt mit der Interpellation des Grafen Schwe rin, auf welche 
der Miniſter die Antwort auf heute zugeſagt hat. Der Interpellant er⸗ 
hält das Wort zur Begründung. Er bedauert, daß die Geſchäftsordnung 
nicht geſtatte, über die Antwort, die eine Interpellation erhalte, ein Urtheil 
zu fällen, die Erledigung der angeregten Frage alſo ſtets nur eine einſeitige 
bleibe. Zur Sache ſelbſt beruft ſich der Redner auf die Erörterungen und 
beſchaſfe des Herrenhauſes über die Polizeianwaltſchaft, welche le 

en, daß man das Vorſchreiten des Miniſters in dieſer Angelegenheit für 
geſetzlich durchaus ungerechtfertigt gehalten habe. Alle juriſtiſchen Autoritä⸗ 
Feen von Dr, Wentzel bis auf Pr. Götze ie darin einftimmig. Der Minis 
ee an Vertheidigung feines Verfahrens verſucht, und ſo könne man 
daß * an en, daß die zweite Alternative der Interpellation hier Platz greife, 
i di nterbehörden nur noch nicht ihre neuen Inſtruktionen er⸗ 
fe Vermuthung nicht richtig, fo fei es gut und nothwen⸗ 
0 an den Tag trete. Er glaube zumal, dieſe 
e 2 * e e der c abet 
: iegnitzer Kreiſes, die hier zun erührt 
ſeien, würden es Be bg ne ankommen laffen, und dann den Rechts⸗ 
weg verſuchen. n anke des Staats, auch nur des Miniſters, 
bleibe bahingefleit, Differenzen ug der Polizeianwälte werde und 
Ba Zaſichten über die Konſequenzen Dee See ben N 
> 5 m 
bei den Bast behebt, Heer . Ein, feige Beweife ee Ver⸗ 
Pee, Die den Gutshefigern Den Umfang iprer amtllgen Kompetenz, di 
literarifchen Quellen, die ihnen aun ausſahic ihre Stellung ferner als 
Juſtizſubalternbeamte ernſtlich, hy 3 Hauſes.) 5 Braun führt, erregt 
ftelenweife die höchſte Heiterkeit De 2 e 90 1 beweiſe Alles, fährt 
der Redner fort, wie unvereinbar das Ant, def flichten der Oberſtaats⸗ 
anwalt in obigem Reſkript ſehr richtig bezeichnet, mit der Stellung des 
Gutsbeſitzers fei. Der Koſtenpunkt, das ſei We beweifen, ei zu unbe: 
N 75 als daß er an dem Widerſtande der Beth 57 60 0 nen Antheil 
u unte, der geſetzliche Sinn allein ſträube ſich dagegen, und dieſen 
un folte die Regierung achten und pflegen. — 
eine Geſetzesvorlage dieſe Unzuträglichkeit legaliſiren, 
Zeit fein, über dieſe ſich zu äußern. 5 
Miniſter des Innern: Ei inialbeſitzer im liegnitzer Kreiſe 
; lern: Eine Zahl Domin 

hat ſich Dr erklart, die „ ſelbſt oder durch un ge 
ter verwa 1 zu laſſen. Die Ernennung derſelben zu Polizel- Anwälten iſt 
vom 1. April d. J. ab erfolgt. Da aber die bisherigen Polizeianwälte für den 
Monat März die Funktionen für die betreffenden Bezirke hatten wahrneh⸗ 
men müffen, fo war durch landräthliche Verfügung — 7 1 N u 

2 edachten Mo 
Koſten für die bisherigen Polizeianwälte beitragen ſollten. Ich habe indeſſen 


ſo werde dann noch 


= | Antrages, die Steuer beim Alten zu belaffen, 


Wolle der Minifter durch 1 


verfügt, daß dieſe Koſtenbeiträge auf den Fonds des Miniſterii des Innern 
angewieſen werden. — Im Allgemeinen bemerke ich, daß in den 6 öſtlichen 
Provinzen, mit Ausnahme der Landestheile, wo nach 4 des Geſetzes vom 
14. April v. J. dem Staate die polizei⸗obrigkeitliche Gewalt über die länd⸗ 
lichen Gemeinden und die Gutsbezirke zuſteht, in den meiſten Bezirken theils 
die polizei⸗anwaltlichen Funktionen den gutsherrlichen Polizeſinhabern oder 
ihren Stellvertretern auf deren Antrag nach $ 28 der Verordnung vom 3. 
Januar 1849 bereits übertragen, theils mit Beibehaltung der bisherigen 
Polizeianwälte, die Koſtenbeiträge für dieſelben von den gutsherrlichen Poli⸗ 
zeiinhabern übernommen worden find. In den übrigen Bezirken, wo ſolche 
Uebertragungen und Vereinigungen noch nicht zu Stande gebracht ſind, wer⸗ 
den die polizei⸗anwaltlichen Funktionen von den bisherigen Polizeianwälten 
gegen Vergütung aus dem Fonds des Minifterii des Innern fo lange fort: 
führt, bis folche Einigungen gleichfalls zu Stande kommen. Was die in den 
beiden Häuſern angeregten legislativen Maßregeln betrifft, ſo müſſen dieſel⸗ 
ben noch einer nähern Erwaͤgung vorbehalten bleiben. 

Die Sache iſt damit abgethau und man fährt nun in der Berathung des 
Gewerbeſteuergeſetzes fort. § 4 iſt ſchon geſtern mitgetheilt. Die Exem⸗ 
tion, welche 11 der größern Städte des Landes inſofern beſitzen, als die An: 
gehörigkeit zur kaufmänniſchen Korporation Bedingung zur Beſteuerung für 
den Handel mit kaufmännſſchen Rechten iſt, wied darin aufgehoben. Zur 

enauern Faſſung des Citates, das der Paragraph enthält, wird von Strohn 
folgende Abänderung des Wortlauts vorgeſchlagen: a 

5 4. Die Veranlagung zu der Steuer für den Handel mit kaufmänni⸗ 
ſchen Rechten beſtimmt ſich fortan nirgends mehr nach den Geſetzen des Orts 
über den Erwerb kaufmänniſcher Rechte, ſondern überall nach den übrigen 
in den $$ 3 u. ff. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai 1820 enthaltenen 
allgemeinen Vorſchriften. 

Der Reg.⸗Kommiſſar, Geh. R. Hellwig, 
Das Haus gleichfalls. Neal 

8,5 lautet: Der Steuer für den Handel ohne kaufmänniſche Rechte find 
fortan auch unterworfen: die Beſitzer von Leihbibliotheken und andern Leih⸗ 
Anſtalten, die Beſitzer von Bade⸗Anſtalten und alle Perſonen, welche aus 
der Uebernahme von Aufträgen, namentlich aus der Abfaſſung ſchriftlicher 
Aufſätze für Andere ein Gewerbe machen. } 

: Di 810 Kategorie hat den Kommiffionsvorfchlag näher präciſirt, in⸗ 
em er ſagt: 

Dieenigen im 9 49 der Gewerbe⸗Ordnung vom 17. Januar 1845 bezeich⸗ 
neten Perſonen, welche aus der Uebernahme u. ſ. w. ; 

v. Patow will die letztere Kategorie gans geſtrichen wiſſen, da in den 
öſtlichen Provinzen derartige öffentliche Schreyer vermöge des allgemeinen 
Bildungsſtandes noch keineswegs entbehrlich ſeſen. Oſterrath motivirt in 
dieſem Sinne den Vorſchlag. . 

v. Jagow will die erſtere Kategorie näher durch den Zuſatz begrenzen: 
„Unter den Badeanſtalten find ſolche Badeapporate nicht zu verſtehen, welche 
in Badeorten von Gaſtwirthen und Zimmerv miethern den Badenden neben⸗ 
bei mit überlaſſen werden. — Gr. Pfeil (Neurode) empfiehlt im Intereſſe 
der Geſundheitspflege eine Beſchränkung der 9 

v. Mallinckrodt und Behrend (Danzig) befürworten ebenfalls Milde 
gegen die öffentlichen Schreiber und gegen Kommiſſionaire. Wentzel fügt 
hinzu, daß dem Winkelkonſulententhum dure diefe Beſteuerun ein gefähr⸗ 
licher Vorſchub geleiſtet werde. 

Die Abſtimmung ergiebt Annahme des 9. Jag ow ſchen tſatzes, da⸗ 
gegen dem Antrage v. Patow gemäß, Streichung des zweiten Alinea, 

$ 6 beſtimmt die Steuerfäge der Haſt⸗, Speiſe⸗ und Schanktoirthſchaften, 
deren Mittelfag in den vier Abtheilungen 18, 12, 8 und 6 Thlr., der nie 
drigſte in der erſten und zweiten Abchellung 4, in der dritt m und vierten 
2 Thlr. jährlich betragen fol. — Bock beantragt die Herabfeg ing der Mit⸗ 
telfäge auf 15, 10, 6 reſp. 4 Thlr. v. Patow will den Parc, eaphen über⸗ 
haupt gefirichen haben. — Bock wünſcht ferner Steuerfreiheit für den Kaf⸗ 
fees und Ghokoladen⸗Schank, wenn derſelte ausſchließlich und in einem der 
Mittelſatzdeſteuerung nicht gewachſenen Umfange betrieben wird. Er beſtrei⸗ 
tet zur Unterſtützung ſeines Principalantrages, daß das Schankgeſchaft noch 
ſo gewinnreich wie früher ſei. — v. Patow weiſt, zur Unterſtützung feines 


tritt dieſer Aenderung bei. 


darauf hin, daß der moderne 
Verkehr, Eiſenbahnen u. dgl., den Gaſtwirthen nicht zuträglich geweſen fei. 
— Der Reg.⸗Kommiſſar bemerkt, * die Steuer der größten berliner 
Hotels, die meift nur auf circa 100 Th & normirt ſei, zu gering erſcheine. 
— Die Abſtimmung ergiebt 8 er erſten drei Sätze nach der Re⸗ 
gierungs⸗Vorlage, alfo 18, 12 und 8, dagegen des vierten nach Bock's Anz 
trag, alſo 4 Thlr. — Die reg waren ſehr zweifelhaft und die 
Richtigkeit des verkündeten Reſultats 18 ei Sag 2 und 3 von der Linken 
laut bezweifelt, — In Betreff ee, 1. Bi empfohlenen Zuſatzes weißt der 
Antragſteller auf das Intereſſe bin, ge die Freilaſſung der qu. Gewerbe 
für — 5 en Der Reg.⸗Kommiffar erklärt ſich gegen 
den Zuſatz, er wird abgelehnt. 1 

$ 7 lautet: Wer Heben dem Handel ein Schanz⸗ oder Speife- Gewerbe 
betreibt, hat für das letztere, auch n Ritt nach Maßgabe ſeines Umfangs 
mit einem geringern Betrage als dem eielfage zu belegen ift, eine beſon⸗ 
dere Gewerbeſteuer als Schank⸗ oder Speifewirth fortan zu entrichten. 
— v. Patow beantragt Streichung deſſen. Marcard dagegen befürwor⸗ 
tet die Beſtimmung, da auf dieſem Wege am haufigſten zum Brauntwein⸗ 
genuß geführt werde. — Der Paragraph wird angenommen. 

$ S lautet: Das gewerbsweiſe Vermiethen möblirter Zimmer unterliegt 
fortan der Steuer nur dann, wenn von demſelden Gewerbtreibenden drei 
oder mehrere heizbare Zimmer vermiethet werden. — Man nimmt das ohne 
Debatte an. 5 

$ 9 beftimmt die Steuer des Fleiſchergewerbes in den Mittelfägen der 
dritten Abtheilung mit 6, der vierten mit 4 Thlr., in den niedrigſten Sägen 
der dritten Abtheilung mit 4, der a 2 Thlr. jährlich. — v. Pa⸗ 
tom beantragt die Mittelſätze der vier eibeuungen auf 20, 10, 6 reſp. 4 
Thlr., die niedrigſten auf 10, 6, 4 0 5 Thlr. jährlich feſtzuſetzen. Für 
das Bäckereigewerbe beantragt er ee onen auf 16, 8, 6, 4 Thlr. in den 
Mittelſätzen, auf 8, 6, 4, 2 Thlr. jährlich in den niedrigſten Sägen. Bock 
will der Regierungsvorlage als Eingang angefügt wiſſen: Für den Betrieb 
des Bäcker⸗ und Fleiſchergewerbes in — 1 erſten und zweiten Abtheilung wird 
die Gewerbeſteuer alſo ermittelt, daß im Ganzen jährlich nach der Bevölke⸗ 
rung in der erſten Abtheilung 8, in der zweiten 6 Pf. pro Kopf aufgebracht 
werden. 

v. Patow weiſt auf die in allen Seſſionen erneuerten Klagen der hier 
betroffenen Gewerbetreibenden hin, TO übe auf die Nothwendigkeit, den Steuer⸗ 
modus nach einer finanziell richtigen, Überhaupt nur ſachgemäßen Grundlage 
umzuformen. v. Hennig hebt die großen Nachtheile hervor, die in Berl 
Bäcker und Schlachter durch die Konkurrenz von außerhalb erlitten. Die 
Steuer betrage für Geſchäfte gleichen Umfangs in Berlin 90, auf dem Lande 
8 Thlr. — v. Mallinkrodt empfiehlt die ontingentirung nach der Kopf⸗ 
zahl und nicht nach Mittelfägen, welche letztere äußere Gleichmäßigkeit mit 
Unbilligkeit gegen die Einzelnen erkaufe. Jedoch glaubt er, daß das Amen: 
dement Bock eine zu ſtarke Ermäßigung erziele. Auch Reimer nimmt für 
die Klagen der berliner Schlächter und Bäcker das Wort, indem er die get 

en Zahlen des von außen eingebrachten Brodtes beſbringt. Bock au 

ich in gleicher Weiſe, er ſtimmt grundfäglich für den Patowſchen Antrag, 
da die Veranlagung nach der Kop 12 2 den berliner Gewerbe en gegen⸗ 
über den ſchwerſten, ſtets ne verftärkenden Druck ausübte und fie mit Die: 
fer Steuer nur die fremde Konkurrenz nahre. Sein Antrag ſolle nur dann 
eintreten, wenn die prinzipielle Aenderung gar keine Aus ſicht auf Annahme 


habe. v. Patow beweiſt die geringe Einträglichkeit der qu. Gewerbe dar⸗ 
aus, daß hier die Söhne verhältnißmäßig felten das Gewerbe des Vaters 
ergriffen. — Die Amendements werden Peptietich abgelehnt, die Regie⸗ 
rungsvorlage pure angenommen. 7 8 

J 10 lautet: Weberei und Wirkerei iſt gewerbeſteuerftei, ſofern dieſelbe 
auf nicht mehr als drei Stühlen betrieben wird. — Die Kommiſſion hat 
ſtatt der drei „vier“ Stühle proponirt. — Diefe Abänderung wird mit 135 
gegen 112 Stimmen angenommen. 5 

$ 11 beftimmt: Die Steuer für den Betrieb des Schiffergewerbes mit 
Stromſchiffen und Leichterfohrzeugen, mit Ausnahme der Dampfſchiffe, wird 
auf 1 Thlr. für jede 6 Laſt Tragfähigkeit der benutzten Fahrzeuge ermäßigt. 
Für den Betrieb der Schifffahrt mit Bampfſchiffen auf Flüſſen und Binnen⸗ 
gewäſſern beträgt die Steuer fortan 15 Sgr. jährlich für jede Pferdekraft 
der Dampfmaſchine, es mögen die 3 ſelbſt zur Beförderung von 
Gegenſtänden oder zum Schleppen anderer Fahrzeuge verwendet werden. 
Flußfahrzeuge, welche durch Dampfſchiffe fortbewegt werden, ſtehen hinſicht⸗ 
lich der Beſteuerung den Segelſchiffen gleich. 

Reichenſperger bringt hier die Rechte zur Sprache, welche durch Ver⸗ 
träge der Schifffahrt, beſonders auf dem Rhein, zugeſichert worden, und 
wünſcht, daß ein beſonderer Vorbehalt in Bezug auf dieſe in dem Paragra⸗ 


phen ausgeſprochen werde. — Der Regierungs⸗Kommiſſar entgegnet, 


daß derartige Proteſte ſchon früher geltend gemacht, aber als nichtig nach⸗ 
gewieſen worden wären. Ein ſolcher Vorbehalt würde alſo nur unbegrün⸗ 
dete Hoffnungen wieder wecken. 5 

Man lehnt den Vorbehalt ab und nimmt den $ 11 unverändert an. — 
$ 12 lautet: Die volle Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen bes 
trägt fortan 16 Thlr. ſtatt 12 Thlr. jährlich. In Betreff der Vorſchriften 
wegen Ertheilung von Gewerbeſcheinen zu ermäßigten Sätzen wird durch 
dieſe Beſtimmung nichts genändert. r 

v. Hennig führt gegen dieſe Erhöhung die Nothwendigkeit dieſes Ge⸗ 
werbes für das platte Land an und wünſcht deshalb die Streichung. von 
Patow tritt dem bei, der Regierungs⸗Kommiſſar Hält die Beſtim⸗ 
mung aufrecht, das Haus tritt ihm bei. 

Wie Sitzung ſchließt damit um 3 Uhr. Die nächſte findet morgen, Mitt⸗ 
woch, um 10%, Uhr ſtatt. Das Geſetz gegen die ausländiſchen Bank: 
noten wird auf die Tagesordnung derſelben geſetzt. 


2 Herrenhaus. 28. Sitzung am 28. April. 


„Am Miniſtertiſche: v. d. Heydt, Simons, v. Manteuffel J. und 
fünf Regierungs⸗Kommiſſarien. 

Präfident Prinz zu Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 12% Uhr. 
Es wird ſogleich zur Tagesordnung übergegangen, deren erſten Gegenſtand 
der Bericht der Finanz⸗Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend das 
Verbot der Zahlungsleiſtung mittelſt ausländiſcher Banknoten und ähnlicher 
Werthzeichen, bildet. 

Seit Publikation des Geſetzes vom 14. Mai 1855, betreffend das Verbot 
ausländiſcher Werthzeichen zum Betrage unter 10 Thlr., heißt es im Kom⸗ 
miſſionsberichte, habe durch die entſtandenen Banken in den kleinen deutſchen 
Staaten der Betrag der von denſelben ausgegebenen Noten ſich bis zu einer 
unglaubichen Höhe geſteigert, und da auch eine Erweiterung der preußiſchen 
Bank eingetreten und die Konzejfionirung von Privatbanken in allen Pro⸗ 
vinzen let: hierdurch aber für Verkehrsmittel in Preußen in größerem 
Maße geſorgt ſei, ſo habe die Staats⸗Regierung es für das Wohl des Landes 
für geboten erachtet, mit einem Verbote aller fremden Werthzeichen vorzu⸗ 


gehen, ſoweit dieſe nicht von einem deutſchen Staate ſelbſt ausgeſtellt wor⸗ 


den ſeien. 
Hiergegen ſei in der Kommiſſion das Bedenken laut geworden, daß, da 
die fremden Banknoten ſo leichten Eingang in Preußen gefunden, hieraus 
auf ein Bedürfniß nach vermehrten Werthzeichen geſchloffen werden könne, 
und daher das Verbot auf die Verkehrsverhältniſſe in Preußen ungünftig 
einwirken werde. Auch ſei zu bedenken, daß durch das Verbot mehrere 
deutſche Staaten hart betroffen werden würden und Retorſions⸗Maßregeln 
zur Folge haben könnten. Es dürfte daher angemeſſener ſein, mit den be⸗ 
treffenden Staaten über Regelung des Bankweſens und gemeinſamer Nor⸗ 
mativ⸗Bedingungen erſt zu verhandeln, jedenfalls aber der Staats⸗Regierung 
rückſichtlich ſolcher fremden Banken, deren Noten als geſichert erſchienen, eine 
Ausnahme vom Verbote vorzubehalten, 
Der Handels⸗Miniſter habe hierauf im Weſentlichen erklärt, daß, da zur 
Ausgabe von Werthzeichen in Preußen nur der befugt, der landesherrlich 
dazu conceſſionirt ſei, es nicht billig erſcheine, dem Ausländer größeres Recht 
einzuräumen, Nachdem nun, beſonders aus den Grenzprovinzen des preuß. 
Staates, wiederholte und dringende Anträge auf ſchleunige Abhilfe gegen 
die Ueberfüllung des Geldmarktes mit fremden Werthzeichen geſtellt worden, 
habe die Staats⸗Regierung ſich verpflichtet gehalten, jetzt ſchnell und kräftig 
einzuſchreiten. Es ſeien feit 1855 den bis dahin beſtandenen und meiſt gut 
fundirten Banken eine Menge neuer, mit bedeutendem Noten⸗Umlauf, bins 
N welch' letzterer Betrag die Summe von 102 Mill. Thlen, über⸗ 
fe 1 während die preußiſche Bank nur 50 Mill. Tylr. in Noten im Um- 
lauf habe und der Noten⸗Betrag der Provinzial. Banken 9 Mill. nicht über- 
ſteigen werde. Die Menge der zirkulirenden Noten, drohe dadurch Gefahr, 
daß dle betreffenden Sant n 
keinem günſtigen Urtheile Raum geben, und daß mit der ſteigenden Maſſe 
des Papiergeldes das Silber immer mehr ſchwinde, auf deſſen Valuta das 
preußiſche Finanzweſen gegründet ſei. Die Beforgniß gegen die vorgeſchlagene 
Maßregel, daß dieſelbe einen fühlbaren Mangel an Werthzeichen herbeifüh⸗ 
ren könne, theile die Staats⸗Regierung nicht. Das Quantum der von der 
preußiſchen Bank und von den Provinzial-Banten auszugebenden Noten 
werde für den Verkehr um fo mehr ausreichen, als ihr Umlauf, nach Ema. 
nation des Geſetzes, ſich mehr auf das Inland beſchränken werde. Auch fei 
der Termin für die ein retende Wirkfamkeit des Geſetzes fo geräumig abge 
meffen, daß bis dahin eine Abwickelung der Geſchäfte erfolgen könne. End⸗ 
lich habe die Staats⸗Regierung auch das Ausland über ihre das Bankweſen 
und die Noten⸗Emiſſion betreffenden 0 
Verhandlungen aber über die Feſtſtellung von ormativ⸗Bedingungen für das 
geſammte Bankweſen, würden aber einen bedeutenden Zeitaufwand erfordern, 
auf deſſen Ablauf nicht zu warten fei. Tus allen dieſen Gründen müſſe die 
Staats ⸗ Regierung dem Landtage die Annahme des vorgelegten Geſetzes 
1 Schooße d 
us dem ooße der N 
der Richtigkeit der durch den Handels⸗Miniſter dargelegten Anſichten der 
Staats⸗Regierung r worden, und trage die Kommiſſion ſchließ⸗ 
lich bei dem Herrenhauſe 
. der J blusgslelfun mittelſt ausländiſcher Banknoten und 
Werthzeichen, — unter Feſtſtellung des Termins feiner Geſetzeskraft 
1. Januar 1838, übrigens aber unverändert, — die Zuſtimmung 


hnlicher 


len. 
2 em der Berichterſtatter, Hr. Groddeck, das Weſentliche aus dem 


Kommi — äußert zunaͤchſt 

Hr. Rummel ſich für die Geſetz⸗V 8 als beſonders bes 
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Kommiffion ſei dann vielſeitig das Anerkenntniß 
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feilen, um einen Mangel an Werthzeichen zu beſeitigen. Daß daraus dann 


eine Ueberſchwemmung des Geldmarktes an fremden Werthzeichen eingetre⸗ 
ten ſei, könne eingeräumt werden, doch ärdere das nicht die Veranlaſſung 
dieſer Erſcheinung. Seine Zuſtimmung zu dem Geſetze habe er (der Redner) 
beſonders an die Bedingung geknüpft, die Befugniſſe der Provinzial⸗Banken 
en und der Regierungs⸗Kommiſſarius habe auch eine dahin gr: 
lärung abgegeben. Jene fremden Banken, denen man jetzt gegenüber fich 
zu entfcheiden habe, hätten ſogar eine Zeit hindurch für mehrere preußiſche 
Provinzen ſehr ſegensreich gewirkt. 
Der Redner hatte im Laufe ſeiner Rede den Standpunkt des Vorredners 
in Beurtheilung der Vorlage als „beſchränkt“ bezeichnet, 

Präſident ſieht ſich veranlaßt, dem letzten Redner am Schluſſe feiner 
Rede dieſen Ausdruck als ungehörig zu moniren. & 

Herr v. Buddenbrock iſt dahin mit dem Vorredner einverſtanden, 
daß die preuß. Banken und ihre Befugniſſe zuläſſigſt erweitert werden. aber 
ebenſo wichtig ſei es auch, einer Ueberfluthung des Geldmarktes mit fremden 
Werthpapieren Ueberwachung zuzuwenden und namentlich auch die Qualität 
der Banken in Betracht zu 8 8 — Dieſen beiden Beziehungen wolle die 
Vorlage R ine ii und daher ſei ihre Annahme zu empfehlen. 

Ein Regierungs-Kommiffarius motivirt den Geſetz-Entwurf in 
Uebereinſtimmung mit den von der Staats⸗Regierung in der Kommiffion 
ausgeſprochenen und in deren Bericht enthaltenen Gründen, während Herr 
Pieper, wenn die Kürze der Zeit es erlaubte, zu dem Entwurf ein Amen⸗ 
dement ſtellen würde, da es ihm ſcheine, daß die guten fremden Banken mit 
ihren Werthpapieren und überhaupt nur ſolche von 50 Thlrn. und darüber 
von der Wirkung des Geſetzes hatten ausgenommen werden können. 

In der folgenden Abſtimmung werden erſt die einzelnen $$ des Geſetzes 
und dann dieſes vom Hauſe angenommen. 

Es folgt als zweiter Gegenftand der Tages⸗Ordnung der Kommiffions. 
Bericht über den Antrag des Herrn v. Meding, betreffend eine Reform 
des Hypothekenweſens. Der Bericht konzentrirt ch in 11 von ihm aufge⸗ 
ſtellten Anträgen, die in der Kommiſſion meiſt einſtimmig angenommen wur⸗ 
den, und welche jene an das Herrenhaus ſtellt. 

Herr v. Meding hebt als beſonders beachtenswerth für eine Reform 
des Hypothekenweſens hervor, daß nach der gegenwärtigen Lage des Geld: 
marktes es ſehr wünſchenswerth ſei, guten Hypotheken das Kapital wieder 
zugänglicher zu machen. Graf Rittberg hält dafür, daß die Staats⸗Re⸗ 

gierung auf dem in Rede ſtehenden Gebiete ſtets mit zuläffiger Rückſicht 
verfahren ſeſ, und glaube er, daß einige der geſtellten Kommiſſtons⸗Anträge 
ebenſo Berückſichtigung finden würden, wie ſie deren würdig ſeien. 

Juſtiz⸗Miniſter: Der Herr Antragſteller habe den Wunſch ausgeſpro⸗ 
chen, das Hypotheken⸗Weſen vereinfacht zu ſehen, und das ſei um ſo mehr 
128 ch als die Berhältniffe feit Erlaß der Hypotheken⸗Ordnung im Jahre 
1783 ſich vielfach geändert. Eine von der Staats⸗Regierung im Jahre 1834 
publizirte Novelle über denſelben Gegenſtand habe ſchon dieſen Zweck ver⸗ 
folgt. Wenn nun die Kommiſſion eine Reihe von Konkluſionen aufgeſtellt, 
welche ſie einer umfaſſenden Umarbeitung der Hypotheken⸗Ordnung zum 
Grunde gelegt wünſcht, ſo ſeien doch dieſelben theils fo allgemein, theils fo 
weit gehend, daß darauf nur erklärt werden könne, daß die Staats⸗Regie⸗ 
rung ſie jedenfalls wohl erwägen werde. 

Nachdem hierauf von dem Hauſe der Antrag der Kommiſſion angenom⸗ 
men wird, daß das Herrenhaus die Staatsregierung erſuchen möge, baldmög⸗ 

lichſt einen Geſetz- Entwurf zur weiteren Reform des Hypothekenweſens vor⸗ 
zulegen, wird auch der Antrag vom Hrn. v. Gaffron angenommen, nach 
Beendigung der General⸗Diskuſſion von einer Spezial⸗Berathung der ein⸗ 
zelnen Kommiſſions⸗Vorſchläge abzuſtehen und dieſe der Staats⸗Regierung 
zur Berückſichtigung zu überweifen, worauf die Sitzung um 3% Uhr ges 
ſchloſſen und die naͤchſte auf den 29. April um 12 Uhr anberaumt wird. 


Berlin, 28. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König ha⸗ 
ben allergnädigſt geruht: Dem ordentlichen Profeſſor an der Univerſität 
zu Berlin, Geheimen Medizinalrath Dr. Buſch den rothen Adleror⸗ 
den zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem Bürgermeiſter Pingel zu Er⸗ 
furt den rothen Adlerorden 3. Klaſſe mit der Schleife, dem Brauerei: 
und Gutsbeſitzer Heider zu Reichwald, im Kreiſe Wohlau, den rother 
Adlerorden vierter Klaſſe, dem Hautboiſten erſter Klaſſe, Louis Götze, 
und dem Gefreiten Guſtav Schulze im See⸗Bataillou, fo wie dem 
Matroſen erſter Klaſſe Robert Maaß in der königl. Marine die Ret⸗ 
tungsmedaille am Bande zu verleihen; ferner Allerhöchſtihren Kabi⸗ 
netsrath Markus Carſten Nikolaus Nie buhr in den Adelſtand zu er⸗ 
heben. — Der Baumeiſter Warſow zu Saarburg iſt zum koͤnigl. 
Kreisbaumeiſter ernannt und demſelben die Kreisbaumeiſterſtelle zu Dü⸗ 
ren verliehen worden. — Am Gymnaſium zu Ratibor iſt der wiſſen⸗ 
ſchaftliche Hilfslehrer Dr. Heinrich Storch als ordentlicher Lehrer an⸗ 
geſtellt worden. — Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt ge: 
ruht: Dem fürſtlich Wied'ſchen Kammer⸗Direktor, Freiherrn v. Bibra 
zu Neuwied, die Erlaubniß zur Anlegung des von des Königs von 
Schweden und Norwegen Majeſtät ihm verliehenen Ritterkreuzes des 
Nordſtern⸗Ordens zu ertheilen. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
. mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

N 1116 Für die in Gemäßheit der Geſetze vom 19. Mai 1851 und 7. Mai 
1855 (Geſetz⸗»Sammlung S. 335 und 266) präkludirten Kaſſenanweiſungen 
vom 2. Januar 1835 und Darlehnskaſſenſcheine vom 15. April 1848 iſt 
durch die Hauptverwaltung der Staatsſchulden Erſatz zu gewähren. 

§ 2. Die Staatsregierung hat die Endfriſt zu beſtimmen, bis zu wel⸗ 
cher dieſer Erſatz (§ 1) zu leiſten iſt, und ſolche durch die Amtsblätter und 
. Zeitungen ſämmtlicher Provinzen, ſo wie durch die Ortsbehörden be⸗ 

nt zu machen. 

0 3. De Erſatzleiſtung ($ 1) erforderlichen Geldmittel find der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden aus den baaren Beſtänden des Staats⸗ 
ſchatzes zu überweiſen. 5 ’ 

§ 4. Der Finanzminiſter iſt mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem königlichen Inſiegel. . 

April 1857. 


Gegeben Charlottenburg, den 15. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. v. Bo⸗ 

delſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. v. Manteuffel II. 

Berlin, 28. April. Der Antrag, welchen die Herren v. Be: 
low und Stahl im Herrenhauſe in der holſtein-lauenburger 
Angelegenheit geſtellt haben, gab dem Herrn Miniſterpräſiden— 
ten zu folgender Erklärung in der Kommiſſton des Hauſes Anlaß: 

Der Herr Miniſterpräſident erklärte: er trete dem Antrage nicht 
entgegen, erkenne vielmehr deſſen wohlmeinende Abſicht um ſo mehr an, 
als der Antrag dem bisher befolgten Gange der von der Staatsregie⸗ 
rung befolgten Politik ſich anſchließe. Dieſe Angelegenheit müſſe jedoch 
mit Zartheit behandelt werden, da die diplomatiſchen Verhandlungen 
fi) noch in der Schwebe befänden, weil Preußen Werth darauf lege, 
in der betreffenden Politik in Uebereinſtimmung mit Oeſterreich zu han⸗ 
deln und nicht den Anſchein geben wolle, als ob es einſeitig innerhalb 
des Bundes agitirend wirke. Preußen ſei entſchloſſen, im Einverſtänd⸗ 
niß mit Oeſterreich den deutſchen Herzogthümern den ihnen gebühren⸗ 
den Rechtsschutz zu gewähren und die dazu verfaſſungsmäßig beſtimm⸗ 
ten Wege offen zu halten. — Dem Antrage iſt die Kommiſſion bes 
kanntlich beigetreten. n 

Nach dem dem Landtage vorgelegten Separat-Vertrage zum 
Sundzoll⸗Vertrag iſt die preußiſche Entſchädigungs-Summe von 
4,440,027 Rigsthaler in 3,330,200 4 preuß. Rth. convertirt; dieſel⸗ 
ben ſollen in 40 gleichen Semeſtralraten incl. 4 pCt. Zinſen an jedem 
1. April und 1. Oktober in Berlin an einen däniſchen Bevollmäch⸗ 
tigten gezahlt werden. Preußen behält ſich das Recht vor, auch gröͤ⸗ 
ßere Zahlungen zu leiſten, und wird an allen Erleichterungen, die Dä⸗ 
nemark im Lauf der Zeit anderen Betheiligten des Sundzollvertrags 
concedirt, theilnehmen. 


Frankreich. 
Paris, 26. April. Von Paris aus wird alles Mögliche aufge⸗ 
boten, um die Bemühungen der Anhänger der Vereinigung der Do⸗ 


Redakteur und Verleger: C. Zäſchmar in Breslau. 


032 


nau⸗Fürſtenthümer zu unterſtützen. Seit 14 Tagen beſtehen ſo⸗ 
gar in Paris zwei Journale in wallachiſcher Sprache, die im alleini⸗ 
gen Zwecke, dieſe Sache zu unterſtützen, gegründet worden ſind. Das 
eine wird von religiöſen Chefs, das andere von Studenten, natürlich 
Wallachen, redigirt. In Paris ſoll man, wie man verſichert, den Ge: 
danken, einen fremden Prinzen an die Spitze der Regierung zu ſtellen, 
aufgegeben haben. Man verſichert im Augenblick, daß ein Rumäne 
der zukünftige Regent der vereinigten Fürſtenthümer fein ſolle. — 
Heute um zwei ein halb Uhr begab ſich der Kardinal Erzbiſchof 
von Paris nach der Kirche Notre Dame de bonne Nouvelle, deren Feſt 
heute iſt. 
Wagen des Erzbiſchofs um, und man war genöthigt, ihn aus der 
oberen Wagenthüre herauszuziehen. Mfgr. Morlot, ſehr bleich und auf 
einen Geiſtlichen geſtützt, begab ſich zu Fuß nach der Kirche. Man 
bofft, daß dieſer Unfall keine ſchlimmen Folgen für Mſgr. Morlot har 


ben wird. — Das Bankhaus Valié und Comp., das unter der 
der Firma: „Caisse commerciale“, ſeit einigen Jahren in Havre 


etablirt war, hat feine Zahlungen eingeſtellt. Der Direktor diefer Ges 

ſellſchaft hat Havre verlaſſen. Verluſte an der Börſe ſollen ſchuld an 

dieſer finanziellen Kataſtrophe ſein. (K. 3.) 
Italien. 

Die ſardiniſche Regierung hat jetzt eine Denkſchrift ausarbeiten laſ⸗ 
ſen, die ſie an die verſchiedenen Höfe befördert hat, deren Beiſtand 
und Unterſtützung der Fürſt von Monako in Anſpruch genommen hat, 
worin ſie ſich ausführlich über den Streit mit demſelben ausſpricht. 
Im Jahr 1848 wurden nämlich die beiden Gemeinden Mentone und 
Roquebrune auf deren einſtimmigen Wunſch Sardinien einverleibt. In 
dieſer Denkſchrift wird nachgewieſen, daß das in Monaco regierende 
Haus Grimaldi die beiden Ortſchaften Mentone und Roquebrune nur 
als Lehn von Sardinien beſeſſen habe. Der Fürſt könne daher auf 
kein Souveränetätsrecht Anſpruch machen, ſondern hoͤchſtens auf eine 
Entſchädigung für die ihm entzogenen Lehen. Die ſardiniſche Regierung 
ſagt dabei, daß fie ſich bereit erklärt habe, dem Fürſten eine billige Ent: 
ſchädigung zu bewilligen, doch die Anſprüche deſſelben ſeien fo übertrie— 
ben geweſen, daß es bis jetzt noch zu keinem Vergleich gekommen fei. 
Würde der Fürſt von Monaco nicht von Oeſterreich in feinen Forde⸗ 
rungen unterſtützt, fo hätte der Streit gar keine Bedeutung, doch Eng⸗ 
lond und Frankreich werden verhindern, daß der Streit weiter getrie⸗ 
ben wird. 5 
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Wir emerken noch, daß die Annahme des Banknotengeſetz durch das 
Herrenhaus einen erkennbaren Einfluß auf die Börſe nicht geübt hat. Wohl 
aber mag ein ſolcher Einfluß von einem erneuten Verſuche ausgegangen ſein, 
die ruſſiſchen Eiſenbahn⸗Promeſſen an den Markt zu bringen. 
Hier wollen wir nur noch anführen, daß man die Forderungen herabgeſtimmt 
hat und ſich an einem Kurſe von 102 ½ genügen ließ. 

Der Eiſenbahn⸗Aktien⸗Verkehr im Allgemeinen war matt und die weni⸗ 
gen Deviſen, in welchen Umſätze erfolgt ſind, verfolgten eine rückgängige 
Coursbewegung. Namentlich waren die ſchleſiſchen Aktien im Handel, 
aber nur mit dem Charakter einer entſchiedenen Baſſſe. Nur bei wenigen 

ab ſich zuletzt eine Tendenz zu erkennen, die eine Beſſerang in Aus⸗ 
icht ſtellt. Wir notiren demnach heute koſeler; 3 niedriger, freiburger 
24% , die ſich dann aber um 4% erholten; jüngſte freiburger 1-11 %; 
brſeg⸗neiſſer 14 4, oberſchleſiſche Liu. A. 1 —2 2, C. 2, zuletzt nur 
1% %; B. hob ſich gegen den geſtrigen niedrigſten Cours um 4 %. Op: 
peln⸗tarnowitzer drückten ſich um 2%. Die Franzoſen gingen 1%, —2¼ Thlr. 
zurück, per Mai fir etwa 1 Thlr. billiger. Um 1 4% wichen anhalter, Eli⸗ 
ſabetbahn, bexbacher, jüngſte rheiniſche; hamburger und alte rheiniſche um 
„ %. Thüringer 1% %. Bergiſch⸗ märkiſche waren die einzigen, die zum 
geſtrigen Courſe gefragt blieben. 

Preußiſche Fonds verkehrten durchaus matt. 

Von den ausländiſchen Fonds waren die öſterreichiſchen entſchleden flauer, 
und büßten Metalliques 4 und 696 Nationalanleihe % und % und Looſe 
% gegen die geſtrige Notiz ein; Looſe blieben auch zum herabgefegten Gourſe 
zu haben. Die ruſſiſchen und polniſchen Effekten waren geſchäftslos. 

Das Geſchäft in Wechſeln war ziemlich lebhaft. Lang Holland %, lang 
Banco % und London % Sgr. billiger; für kurz Petersburg bewilligte man 
% mehr. Geld blieb für kurz Banco und Augsburg. (Bank⸗ u. H..) 


Induſtrie⸗Aktien⸗Bericht. Berlin, 28. April 1857, 

Feuer⸗Verſicherungen: Aachen⸗Münchener 1470 Gl. (excl. Div.) Berlint: 

e — — (excl. Div.) Boruſſia — Colonia 1050 Gl. (excl. Div.) 
Elberfelder 250 Gl. (excl. Divid.) Magdeburger 450 Br. (excl. Ovid.) 
Stettiner National- 119 Br. (incl. Div.) are lefifche 104 Be. (excl. Div.) 
Leipziger incl. Div. 590 Br. Rückverſicher.“ tien: Aachener excl. Div. 400 Gl. 
Kölniſche 104% Br. (excl. Div.) Algen gg Eifenb, u. Lebensverſ. 100 Br. 
(excl. Div.) Hagel⸗Verſicherungs⸗Akkten ) in ner — — (excl. Div.) Kol: 
niſche 100 Br. (excl. Div.) Magdeburg. h 775 (excl. Div.) Ceres 20 Br. 
(excl. Div.) Fluß ⸗Verſicherungen: Berl ie Land: 
(excl. Divid.) Agrippina 1274, Gl. (incl. Dividende.) 
Weſel excl. Div, — Sebens⸗Verſicherung; Aktien: Berliniſche 450 Gl. 
(incl. Div.) Concordia (in Köln) 110 Br. incl Div.) rg 100 Br. 
(ind. Div.) Dampfſchifffahrts⸗Aktien: Ruhrorter 114 Br. (incl. Divid.) 
Mühlh. Dampf-SHlepp — — Bergwerks Aktien: Minerva 04% bez. 
excl. Div.) Hörder Olten. Verein 128 Gl. 5 Eſchweiler (Concordia) 1. u. . 
104 Gl. (excl. Div.) Gas⸗Aktien: Contineg am Deffau) 102 a 103 bez. _ 

Die Börſe war heute in ſehr flauer dere und die meiſten Bz k⸗ 
und Credit⸗Aktien wurden merklich billiger verkauft. 

In der ten Verlooſung 5 tiger rlor.⸗Oblig. der Friedrich⸗Wilh.⸗ 
Nordbahn am 22. Abel 1887 Find folgende Nummern gezogen worden, 
welche vom 1. Oktober d. J. an F. N 0 

Litt, A. (6 Stück 500 Thlr.) Ne 1764 119, 376. 425. 545, 

Lit. B. (97 Stück a 100 Chir.) Nr. 3 ig 970. 1175. 1468, 1497, 
1602. 2056. 2754. 2880. 2972. 3068. 3156. 3 1% 3265, 3392. 3586. 3610. 
3859. 3923. 4140, 4177. 4213. 4406. 4427. 15 8. 4559, 4615. 4638. 4820. 
4083. 5011. 5022. 5076, 5717. 5728. 5799. 80 5957. 6149. 6220. 6234. 
6496. 6531. 6641, 6691. 7100. 7288. 7456. 7504. 7511. 7523, 8015. 8078. 
8113. 8220. 8263. 8403, 8357. 8800. 9147. 0481, 9754, 9838. 9340. 9844. 
10,081. 10,286. 10,482. 10,547. 10,554. 10,692, 10,805, 11,534. 11,986. 
12,171. 12,270. 12,314. 12,370, 19,451. 12,471. 12,628. 12,688. 12,919. 
12,973, 13,000. 13,178. 13,370, 13,422. 13,506. 13,554. 13,798. 13,866, 
14,190. 14,346, 14,708. 14,924. 


London, 27, April. Englischer wie fremder Weizen ingen bei gerin⸗ 
Ki Sefchäfte um 1278 Preiſe 25 die Höhe; Gerſte feſt; Hafer 6d höher; 


Niederrhejniſche zu 


rühjahrsgetreide unverändert; Bohnen find Is geſtiegen; amerikaniſches 
ehl iſt ebenfalls Is theurer verkauft worden. 1 
Amſterdam, 27. April. Weizen 2 Fl. höher und Roggen 4 Fl. 
höher mit gutem Gefchäft; Gerſte etwas beſſer; Hafer geſchäftslos; Raps 
pro Herbſt 70%; Räböl pro Mai 50, pro Herbſt 46% 


An der Ecke der Rue de la Lune angekommen, ſtürzte der [s 


Berliner Börse vom 28. April 1857. 


u. Waſſer⸗ 300 Gl. b 


Fonds- und Geld-Oourse. | — vi — 
Freiw. Staats-Anleihe]41,]99%, B. dito Pr. Ser. JI |91%, bs. 
Staste-Aul. von 50/52|412 199% ba. dito Pr. Ser. 7.5 1040 B 
dito 1853/4 194%, B. Niederschl. Zweigb. 4 — 
= — 5 — bz. Nordb. (Fe-Wilh.) 4 55 ba. 
to 5; IH, ba. dito Prior. ..., Jay) — — 
dito 1856147,199%, ba. Oberschlesische A, 3½ 137 a 136%, ba. 
e ege = 3% 83% be. dito 2 4% 127 a 1274, bs. 
dehdl.-Präm.-Sch.—— — dito „ 4 125 ba. 
Präm.-Anl. von 1855, 3½ 116 ba dito Prior. A. . 4 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ %% G, 3½ % — dito Prior. B. 3½ 78 ba. 
Kur- u. Noumärk. | 31, 185%, 6 dito Prior. D. . 44 489 bz. 
3 ;Pommersche .. .|314185%, B. dito Prior. #774, B 
E Posensche . . 44 198% ba. Oppeln-Tarnowitzer 4 79 ba 
> 8 kann 30 86%, B. Prıns-Wilh. ee 62 B. 
sche... ‚(dig |— — — dito Prior. 4. . + +]" — —— 
2 (Pee, ew.) 0244 be Je Prior. IL. 
© — 95 1 90% — Rheinische - 9%, ba 
a }rOsensche, , .., 0 1 N lor. — — — 
5 „ rens gische. |4 91% R — 2 nn I I — — 
8 Westf, u. Bhein.|4 |924, bz dito v. St. gar.. 3½ — — 
Sächsische , 4 1931, B 307 99 
2 —— - — a Buhrort-Crefelder .. 12 974% ba. 
Friedrichador . 114 ½ ba. 1 Si 17 1* 87 h 4 
Louied’or 0 - 110% 6. = 9 117. 4½96% n 
Btargard-Posener . . 3 — — 
udlse Ae Por. A == 
e 8 dito Prior. 4½ ge ä 
Oesterr. Metall. 1 » Thüöringer ....... 4 122%, ba. 
dito der Pr -Anl.|4 105%, bz. u. B. dito Prior — 607% bz. 
dito Nat.-Anleihe|5  |82 etw. ba. u B. dito III. Em. . 144,199, ba. 
Buss.-engl. Anleihe 5 104% G Wilhelms-Bahn . 4 74 4 73 bz. 
dito Ste Anleihe 5 100% @ dito Prior . 4 — — 
dito poln. Sch.-Obl. 4 81% bz Ae III. Em. 44 — 
Poln, Pfandbriefe 1 er reg 
dito III. Em. — 91% B Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
Poln. Oblig. a 500 El.|4 |S7 B. — 02 6 
H x * Berl. Kassen-Verein 4 117 
dito 300 F. %s 94% B B erg ıh "a B. 
dito 2 200 Fl. 123 k. — Back 14 1100 EEE: 
Kurhess. 40 Thlr.. Al u. eimarische Hank ½ bz. 
Baden 38 Fl. 8% 6 3 ” . 92 B. * 
eraor * . 
a — — | Thüringer — 4 990% a I. ba u G. 
Aetlen-Oourse. Hamb. Nordd. Bank 4 93 ½ etw, ba. u. G. 
Auchen-Ddsseldorfer 4% S8 B. ene 10 5 
Aschen-Mastrichter 4 |öö etw. ba. u. B. B en,, 4 112 G. 
Amsterdam-Rotterd. 4 |— — — 1 ger 5 4 86 6 8 
Bergisch-Märkische .\4_|85 G. 5 2 al r 
Ge Brian ste nt) Mi Darmstädter Zeitelb, 4 92% ba u. 6. 
dito II. Em. 4 102½ bz (abgent.) 4 107%, 108 ¼, 1078 ½ b. 
Berlin-Anhalter . |1411% ba eo. R r . 
dito Prior 444 — Leipzig. Creditb.-Act. 4 86 a 85%, bu. 
Berlin-Hamburger ' 4 112 bz. Meininger 4 2 ba. u. G. 
dito Prior. . . 44½ 101 ba. Coburger * 4 11, ba. u. 6. 
dito II. ee „ 4 84 bz. u. 
Berlin-Potsd -Mazdb. x Bes Moldauer 4 4 102%, r 103 b. 
un Prior. A, B.i4 1 B. Oesterreich, „ 5 1127 4 126 ba. 
4 4% C. ta n n 
Berlin-Stetüner... 4/138 7½ bz Dise.-Comm.-Anth. 4 108 ½ & % ba. 
dito Prior. 4 — Berliner Handele- Bes. 4 97 ½ bz. u. B. 
‚Breslau-Freiburger, 4 119 a 119½ bz. * Bank-Verein/4 |100% u. 101 ba. u. G. 
dito neueste .. 4 116 115% ba. Preuss. Handels-Ces. 4 0 ½ a 90 bz. u. G. 
Köln-Mindener.. . . ½ 145 ½ bz. | Schles. Bank-Verein 4 93½ B. 
dite Prior. 4% — bz. eu 1 984. B. 
dito II. Km. 4 103 6 Berl. War. -Cred. -G. 98% B. 
dito II. Em. 4 90 » — — 
dito III Em. 4 0 G. Weohsel-Course, 
dito IV. Em... 4 189%, n. Amsterdam 558014 ba 
Düssoldorf-Kiberfold |4 |— — — FREE FE 2M 141 5a. 
Frenz. St.-Kisenhahn]5 138 ½ a 137½ ba. Hamburg K. S. 151% 6 
dito Prior. . 3 276 B. FD 2M. 150 bz. 
Ludwigsh.-Bexbacher]d |146% a ½ ba. London zu, 18%, ba 
Magdeb,-Ha!berst. ..|4 200 Kigkt. ba. Paris... 2 M.|79 bz. 
Magdeb.-Wittenberge 4 ——— Wien 20 Fi 2M 9% ba. 
Mainz-Ludwigsh. A.jt 1— — Augehurg M. 101% 6 
dito dito GC. aut Breslau „+ ..... — — 
Mecklenburger. 4 7½ bz Leipzig 5.99 % bz 
Münster- Hammer 4 — — — -o 2M. 0 ba. 
Neisse-Brieger 4½— — — Frankfurt a. M. 2m.|56. 16 bs 
Neustsdt-Weissenb. . 4 — — vetersbarg.. zw 108 6. 


Berlin, 28. ze Weizen loco 48—84 — — Roggen loco 42½ 
bis 43} Ur., 86,88pfd. 42% —43% Thlr. Pfd. bezahlt, Frühjahr 
4 % Ic, bezahlt und ef, 43% . Gld., Mai - Juni 42%, bis 
43% Thlr. bezahlt und Gld., 43% Thlr. Brief, Juni⸗ Juli 424 —43 Fylr. 
bezahlt und Gld., 43% Thlr. Brief, Juli⸗Auguſt 42—42 % Thlr. bezahlt, 
42% Thlr. Brief, 42 Thlr. Gld., September Oktober 40 —40 % Thie bez. 
u. Gld. 40% Thlr. Br. — Rüböl loco 17% Thlr. Br., April 17% Thlr. 
Brief, 17% Thlr. Gld., April⸗Mai 17% Thlr. bez. und Brief, 17½ Thlr. 
Gld., Juni⸗Juli 16%—16% Thlr. bezahlt und Brief 16% Thlr. Gld., 
Juli⸗Auguſt 15%—15% Thlr. bezahlt und Sid, 15% Thlr. Brief, Sep⸗ 
tember⸗Oktober 14½ —14 % Thlr. bezahlt und Gld., 14%, Thlr. Brief, 
Okt.⸗Nov. 14% —14½ Thlr. bez. u. Gld., 14% Thlr. Br. — Spiritus loco 
ohne Faß 29% Thlr., April⸗Mai und Maf⸗Juni 30 —30% Thlr. bezahlt 
und Brief, 30% Thlr. Gld., Juni⸗Juli 30 , —30% Thlr. bezahlt und Brief, 
30% Thlr. Gld., Juli⸗Auguſt 30 4 —30 % Thlr. bezahlt, 31 Thlr. Brief, 
30% Thlr. Gld., Sept.⸗Oktober 23% Thlr. bez. u. Brief, 28% Thlr. Gld. 

Weizen feſt. Roggen loco und Termine bei kleinem Geſchäft weſent⸗ 
lich höher bezahlt, ſchließt ſehr feſt; gekündigt 100 Wispel. Rüböl nahe 
Termine unverändert, ſpaͤtere anfänglich höher, ſchließt etwas ruhiger. 
Spiritus in feſter Haltung und zu anziehenden Preiſen gehandelt; gekündigt 
20,000 Quart. 


leichen pr. Juli⸗Auguſt 72% Thir. bezahlt. — Roggen behauptet, 1oco 
SB/SOpfD: 43 Shle, Sapfd. 42 4254 Able, SOPfd: 42 She. und Säpfo. 
/ 0 424 ung S2pfb. Br. April 42 Ale. 
2% Thlr. Gd. 

pr. Juni⸗ Juli Pi Thlr. 
bezahlt und Gld., pr. Juli⸗ Auguſt 42% deen reifen gehandelt 1. diefer 


bezahlt, Pr, Juni⸗Juli und Juli⸗ 


ä — 


> Breslau, 29. April. [Produrteamarkt.] Für Weizen, Roggen 
und Gerſte lebhafte Kauflust, beſte Sorten etwas beſſer bezahlt, Hafer und 
Erbſen flau, mittelmäßige Zufuhr. — Delſaaten ohne Angebot. — Kleeſaa⸗ 
ten ſehr ſchwach getauft, auch nur unbedeutend offeriert, — Spiritus matt, 
loco 11 % Thlr. Gl., April:Mai 12% Thlr. Gl. 

Welzen, weißer 92 888682 Sgr., 1 8785 82-78 Sgr. 
— Brenner⸗Welzen 70—65—60 - 55 Sgr. — Roggen 50—48—46—44 Sgr. 
— Gerſte 46 454340 Sgr. — Hafer 27 —26—35— 24 Sgr. — Erbſen 


48 —46—44—42 Sgr. — Winterraps 137—135—130—128 Sgr., Sommers _ 


rübſen 115—113—110—108 Sgr. nach Qualität. 
Kleeſaat, rothe, 20% —20—19—18 Thle., weiße 17%, —16%Y —15Y —13% 
Thlr. nach Qualität. — Thymothee 9% —9-5%—5% Thlr. 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


| 
| 
| 
| 
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— 


